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Einleitung 

A. Ziel der Arbeit 

Die Arbeit handelt von der staatlichen 1 Gefahrenabwehr nach dem 1990 er-
lassenen Gentechnikgesetz bei Vorhaben, die nach diesem Gesetz erlaubt sind. 
Es sollen in erster Linie die wichtigsten rechtlichen Probleme der Rechtsvor-
schriften untersucht werden, die diese Gefahrenabwehr regeln. 2 

Außerdem wird im Schlußkapitel erörtert, ob das Gentechnikgesetz im Be-
reich des Themas der Arbeit in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht verbesse-
rungsflihig erscheint. 

B. Überblick über die behandelten Probleme 
des Gentechnikgesetzes 

Im Folgenden werden die in der vorliegenden Arbeit behandelten Probleme 
kurz dargestellt: 

Zunächst wird zum Teil bezweifelt, daß dem Bund überhaupt die Gesetzge-
bungszuständigkeit filr das Gentechnikgesetz in der vorliegenden Form zusteht. 
Weiterhin ist umstritten, ob die Verwaltungszuständigkeit des Robert-Koch-
Institutes nach dem Gentechnikgesetz verfassungsrechtlich zulässig ist. Da 
diese Probleme das gesamte Gentechnikgesetz und damit auch den Bereich der 

1 Dagegen werden die Sicherheitsvorkehrungen nicht behandelt, die von den Betrei-
bern gentechnischer Anlagen getroffen werden müssen. 

2 Das Gebiet des Arbeitnehmerschutzes wird nicht behandelt, weil es sich dabei um 
eine Spezialmaterie handelt, deren Erörterung den Rahmen der Arbeit sprengen würde. 
Vgl. zu diesem Rechtsgebiet insbesondere§ 30 GenTG und die EG-Richtlinie über den 
Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch biologische Arbeitsstoffe bei der 
Arbeit (abgedruckt bei Eberbach I Lange und bei Simon). 



14 Einleitung 

staatlichen Gefahrenabwehr bei legalen gentechnischen Vorhaben betreffen, 
werden sie hier mitbehandelt (2. Kapitel). 

Einige Rechtsprobleme ergeben sich außerdem aus der Zuständigkeitstei-
lung zwischen den Rechten der Genehmigungs- und Überwachungsbehörden, 
die nach dem Gentechnikgesetz besteht. Insbesondere ist zweifelhaft, ob die 
Überwachungsbehörden durch Anordnungen nach § 26 GenTG die Entschei-
dungen der Genehmigungsbehörden faktisch außer Kraft setzen oder ein-
schränken können (3. Kapitel). 

Da fiir das Gentechnikrecht europarechtliche Vorgaben in der Form von 
Richtlinien bestehen, wird geprüft, ob diese Richtlinien, soweit diese das The-
ma der Arbeit betreffen, ordnungsgemäß umgesetzt worden sind (4. Kapitel). 
Ferner werden andere rechtliche Probleme erörtert werden, die mit der EG-
System- und der EG-Freisetzungsrichtlinie im Zusammenhang stehen. Insbe-
sondere ist darauf hinzuweisen, daß neben der Kompetenzaufteilung zwischen 
Genehmigungs- und Überwachungsbehörden nach dem deutschen Gentechnik-
gesetz eine dritte Zuständigkeit aufEG-Ebene fiir Einschränkungen und Verbo-
te im Bereich des Inverkehrbringens gentechnischer Produkte besteht. Die 
dreifache Zuständigkeit filr dieses Regelungsgebiet läßt unter anderem die 
Frage nach der Abgrenzung der einzelnen Kompetenzen entstehen. 

Innerhalb des § 26 GenTG, der die Eingriffsrechte der Überwachungsbehör-
den festlegt, ist das Verhältnis der einzelnen Regelungen zueinander problema-
tisch (5. Kapitel). 

Weiterhin soll erörtert werden, welche öffentlich-rechtlichen Ansprüche 
Dritten zustehen können, die durch ein gentechnisches Vorhaben in ihren 
Rechten betroffen sind. Der Schwerpunkt wird dabei auf der Frage liegen, 
welche Maßnahmen solche Dritte von den staatlichen Behörden gegenüber den 
Betreibern gentechnischer Projekte verlangen können, fiir die unanfechtbar 
gewordene Genehmigungen bestehen (6. Kapitel). 

Schließlich werden einige kleinere Probleme untersucht (7. Kapitel), bevor 
in einem abschließenden Kapitel rechtspolitische Erwägungen zu dem behan-
delten Bereich des Gentechnikgesetzes angestellt werden (8. Kapitel). 

C. Hinweise zur verwendeten Terminologie 

Abschließend sollen noch einige kurze Hinweise zu der in dieser Arbeit ver-
wendeten Terminologie gegeben werden. Zunächst ist insofern § 3 GenTG zu 
beachten, der eine Reihe von wichtigen Legaldefmitionen enthält. Nicht in 
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dieser Rechtsvorschrift defmiert sind dagegen die in der Arbeit häufig verwen-
deten Begriffe "gentechnisches Produkt" oder "Erzeugnis" und "gentechni-
sches Vorhaben". Unter "gentechnisches Produkt" oder "gentechnisches Er-
zeugnis" ist ein Erzeugnis zu verstehen, das aus gentechisch veränderten Or-
ganismen im Sinne des § 3 Nr. 3 GenTG besteht oder solche Organismen ent-
hält. Der Begriff "gentechnisches Vorhaben" wird als Oberbegriff fiir die vier 
Regelungsbereiche des Gentechnikgesetzes, also fiir die Errichtung und den 
Betrieb einer gentechnischen Anlage sowie die Freisetzung oder das Inverkehr-
bringen gentechnisch veränderter Organismen verwendet. 


